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Straf-ur, 
recht 

3 *Legal-illegales Kraftfahrzeugrennen zwischen 
Fluchtfahrer und Polizei bei Polizeiflucht 

StGB §§ 69 I I N r . 1 a, 69 a I , § 315 d I N r n . 2 und 3; J G G 
§§ 1 , 1 0 5 , 7 4 ; S t PO§§ l i l a , 2 6 7 I V ; B G B § 823 1 

Die Fälle der sogenannten Polizeiflucht erfüllen die Tat
bestandsvariante der Teilnahme an einem nicht erlaubten 
Kraftfahrzeugrennen im Sinne des § 315 d I Nr. 2 StGB. 
Denn die Polizeiflucht ist als Wettbewerb oder Leistungs
prüfung einzustufen. 

L G Osnabrück, Urteil vom 1.3.2021 - 13 Ns 320 }s 19536/ 
20-16/20 

Zum Sachverhalt (zusammengefasst vom Verfasser 
der Anmerkunq, v o l l s t ä n d i g in BeckRS 2021, 5342): 
[1] D a s A G hat den Angeklagten mit Urteil v o m 22 .6 .2020 des ver
botenen Kraftfahrzeugrennens in Tateinheit mit fahrlässiger Gefähr
dung des Straßenverkehrs schuldig gesprochen und gegen ihn eine in 
Raten zahlbare Geldauflage von 1.000 E u r o zugunsten der Deutschen 
V erkehrswacht verhängt . Ferner hat es ihm auferlegt, nach W e i s u n g 
des Jugendamtes an einem Verkehrsunterr icht teilzunehmen, ihm unter 
Einziehung des Führerscheins die Fahrerlaubnis entzogen und die V e r 
waltungsbehörde angewiesen, dem Angeklagten vor A b l a u f von einem 
Jahr keine neue Fahrerlaubnis zu erteilen. 

[2] Gegen dieses Urtei l hat der Verteidiger rechtzeitig ein als Berufung 
zu behandelndes Rechtsmittel eingelegt. 

[3] D a s Rechtsmittel hat den aus dem T e n o r ersichtlichen Teilerfolg. 

[6] D e r Angeklagte befuhr a m 10 .1 .2020 gegen 22 :00 U h r mit seinem 
P k w V W Polo (Motorleistung 3 7 k W / 5 0 PS, bauartbedingte H ö c h s t 
geschwindigkeit 151 km/h) in der Ortsmitte der Gemeinde S die Stra-
ISen A , B , C sowie die sich hieran - nach Du r c h f ah r en eines K r e i s e l 
verkehrs - anschließende vorfahrtsberechtigte S-straße, die bis zur que
renden Straße X eine L ä n g e von ca . 500 m aufweist . 

[7] A l s der Angeklagte die S-allee befuhr, beobachteten die mit einem 
Funkstreifenwagen entgegenkommenden Polizeibeamten eine auffällige 
Fahrweise des von dem Angeklagten geführten P k w , der sich der - aus 
Sicht des Angeklagten - rechtsseitigen Bordsteinkante stark näherte 
und diese fast touchierte. A u s diesem G r u n d e entschlossen sich die 
Beamten zu einer Kontrol le und wendeten ihr Fahrzeug. D e r Angeklag
te, der zwischenzeitlich den Kreisverkehr zwischen der S-allee und der 
Straße X durchfahren hatte, w a r aufgrund des von ihm beobachteten 
W e n d e m a n ö v e r s des Funkstreifenwagens der Ansicht , dass die Polizei
beamten ihn kontrollieren woll ten, weshalb er G a s gab, u m den Polizei
beamten zu entkommen. D e n n er hatte, nachdem er einige Tage zuvor 
in eine Verkehrskontrol le geraten w a r , mit einem seiner „ K u m p e l " 
gewettet, dass er nicht noch einmal v o n der Polizei angehalten werde. 

[8] D e r Angeklagte konnte sich durch Uberschreiten der innerorts 
zulässigen Höchstgeschwindigkei t mit Erfolg den ihn verfolgenden Be
amten über die S-straße fahrend entziehen, wobei die Polizeibeamten 
ca. 80 k m / h fuhren, ohne dass ein Aufschließen auf den vorausfahren
den P k w möglich w a r . E i n Aufschließen w a r auch nach D urchfahren 
des Kreiselverkehrs nicht möglich , o b w o h l der Funkstreifenwagen bei 
eingeschaltetem M a r t i n s h o r n und blauem R u n d u m l i c h t laut dessen 
Tachometer in der Spitze auf bis zu 130 k m / h beschleunigt w u r d e , 
wobei der das Fahrzeug führende Polizeibeamte im Bereich der einmün
denden Querst raßen trotz der Vorfahrtsberechtigung jeweils aus Sicher
heitsgründen abbremste. 

[9] D e r Angeklagte bog mit seinem P k w a m E n d e der S-straße nach 
links in die Straße X ab und geriet damit für die Polizeibeamten außer 
Sicht, da der Funkstreifenwagen zu diesem Z e i t p u n k t erst die Hälf te 

der S-straße befahren hatte. N a c h weiteren k n a p p 100 m bog der A n 
geklagte nach links in die Straße E ab, die im ersten Abschnit t nach 
dem Einbiegen etwa 20-30 m geradeaus führt . Im Bereich dieses gera
den Teilstücks ging die im E wohnende Passantin K mit ihrem H u n d 
spazieren. D i e Passantin hör te den sich mit deutlich w a h r n e h m b a r e m 
M o t o r g e r ä u s c h dem E annähernden P k w des Angeklagten, was sie 
bewog, die F a h r b a h n in R i c h t u n g des - aus ihrer Sicht und aus Fahrt
richtung des Angeklagten gesehen - rechten Bürgersteigs zügigen Schrit
tes zu überqueren. A m Ende dieses geradeaus führenden Teilstücks der 
Straße E befindet sich eine T - K r e u z u n g , an der der Angeklagte nach 
rechts abbog und seine Fahrt fortsetzte, wobei er diese K u r v e zügig, 
aber ohne weitere Auffälligkeiten wie Wegrutschen oder „quietschen
d e " Reifen n a h m . K u r z vor dem A b b i e g e m a n ö v e r w a r der Angeklagte 
an der Passantin K mit einem A bstand von mindestens 50 c m zur Bord
steinkante vorbeigefahren, wobei sich die Passantin zu diesem Zei t 
punkt mit ihrem H u n d an ihrer l inken Seite auf dem Bürgersteig 
befand. 

[10] D e r Angeklagte verließ im Bereich der Straße E den bebauten 
Ortsbereich . K u r z e Zei t später konnte er mit seinem P k w von den ihn 
verfolgenden Polizeibeamten in der Straße Y etwas außerhalb der 
W o h n b e b a u u n g festgestellt werden. 

Aus den G r ü n d e n (gekiir7t voHstfinHin in BorkRS 
2021, 5342): [11] I I I . 1 . Die Fahrt des Angeklagten im 
Ortskern im Bereich der Straßen A , B , C und S-straße stellt 
sich nicht als verbotenes Kraftfahrzeugrennen im Sinne des 
§ 3 1 5 d I N r . 3 S tGB dar, der tatbestandlich voraussetzt, 
dass sich der Kraftfahrzeugführer mit nicht angepasster Ge
schwindigkeit und grob verkehrswidrig und rücksichtslos 
fortbewegt, um eine höchstmögliche Geschwindigkeit zu er
reichen. Denn diese Tatbestandsvariante erfasst nach der 
Gesetzesbegründung (BT-Drucksache 18/12964, S. 5) dieje
nigen Fälle, in denen nur ein einziges Fahrzeug objektiv und 
subjektiv ein Kraftfahrzeugrennen nachstellt. Hier ist es je
doch so, dass sich der Angeklagte und die ihn verfolgenden 
Polizeibeamten tatsächlich unter Beteiligung zweier Fahrzeu
ge ein Rennen lieferten, nämlich durch seine Flucht bei 
gleichzeitiger Verfolgung durch die Polizei. 

[12] Diese Fälle der sogenannten Polizeiflucht erfüllen 
nach Auffassung der Kammer die Tatbestandsvariante der 
Teilnahme an einem nicht erlaubten Kraftfahrzeugrennen 
im Sinne des § 315 d I N r . 2 S tGB. Denn die Polizeiflucht 
ist - wie in der obergerichtlichen Rechtsprechung anerkannt 
ist, ohne allerdings die Konsequenz der Anwendung des 
§ 3 1 5 d i N r . 2 S tGB in diesen Fällen zu ziehen - als Wett
bewerb oder Leistungsprüfung einzustufen ( O L G Stuttgart, 
Beschluss vom 4.7.2019 - 4 R v 28 Ss 103/19 -, R n . 12, 
juris) . Sie ist von einem spezifischen Renncharakter geprägt, 
in dem sich gerade die in der Gesetzesbegründung genann
ten besonderen Ris iken wiederfinden, auch wenn das Zie l 
des Wettbewerbs hier nicht im bloßen Sieg, sondern in der 
gelungenen Flucht liegt. Die risikobezogene Vergleichbar
keit mit den sportlichen Wettbewerben liegt dabei auf der 
H a n d ( O L G Stuttgart, a . a . O . , R n . 15, juris; zustimmend 
O L G Köln, Urtei l vom 5.5.2020 - I I I - l R V s 45/20, R n . 2 1 , 
juris) . 

[13] A n diesem Rennen hat der Angeklagte auch teil
genommen, wei l eine Teilnahme nicht eine vorherige Ab
sprache oder Organisation oder eine bestimmte gefahrene 
Strecke erfordert (vgl. O L G Hamburg , Beschl. vom 13.3. 
2018 - 5 R B 2/18, BeckRS 2018, 13170, R n . 4, beck-
online). Sie ist nicht im Sinne der Bestimmungen des A l l 
gemeinen Teils des S tGB - etwa im Sinne von Anstiftung 
oder Beihilfe - auszulegen. Erfasst ist vielmehr jede „Tätig
keit derjenigen Kraftfahrzeugführenden, die untereinander 
den Geschwindigkeitswettbewerb austragen" ( B T - D r u c k s . , 
a . a . O . S. 5 ) . 
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[14] Der Wortlaut der Strafvorschrift, die auf die Erfas
sung aller denkbaren Ausprägungen eines Kraftfahrzeugren
nens abzielt (BT-Drucksache a . a . O . , S. 6 ) , fordert hierbei 
nicht, dass alle Teilnehmer unerlaubt handeln. Vielmehr er
hält die T a t ihr rechtswidriges Gepräge bereits durch das 
rechtswidrige Handeln des Angeklagten, der sich unter Über
schreitung der erlaubten Höchstgeschwindigkeit innerhalb 
der geschlossenen Ortschaft und der Missachtung der - spä
testens durch Einschaltung von Martinshorn und Blaulicht 
erkennbaren - Aufforderung der Polizeibeamten zum A n hal 
ten mit dem Zie l fortbewegte, schneller als die Polizei zu 
sein. Insoweit kommt es nicht darauf an, ob die Polizeibeam
ten durch Beschleunigung des Funkstreifenwagens auf bis zu 
130 km/h selbst rechtswidrig handelten, etwa weil mit dieser 
Geschwindigkeit eine nicht mehr hinnehmbare Betriebs
gefahr verbunden war . 

[15] Diese Wertung findet in der zivilrechtlichen Recht
sprechung der sog. Herausforderungsfälle eine Stütze: D a 
nach haftet der Fahrer eines Kraftfahrzeuges, der sich der 
polizeilichen Festnahme durch Flucht unter Verwendung sei
nes Kraftfahrzeuges entzieht, unter dem Gesichtspunkt des 
Herausforderns verschuldensabhängig nach § 823 I B G B für 
einen bei ( B G H Z 192, 261-269), weil der Fliehende durch 
vorwerfbares T u n einen anderen zu selbstgefährdendem Ver
halten herausfordert, dessen Willensentschluss auf einer min
destens im Ansatz billigenswerten Motivation beruht, so 
dass der Schaden zu ersetzen ist, der infolge des durch die 
Herausforderung gesteigerten Risikos entstanden ist ( B G H , 
a . a . O . , R n . 8). Flucht und Verfolgung werden (auch) hier 
haftungsrechtlich zu einem von der Rechtsordnung missbil
ligten Lebenssachverhalt verknüpft. 

[16] 2. Der Angeklagte hat in der Straße E durch die 
Annäherung an die Zeugin K und bei deren Passieren hin
gegen nicht den Tatbestand einer (fahrlässigen) Straßenver
kehrsgefährdung gemäß § 315 c I Nummer 2 lit . d) S tGB 
erfüllt. 

[17] Hierbei kann dahinstehen, ob es sich bei dem gerade
ausführenden Teilstück der Straße, an dessen Ende die Pas
santin K auf dem Bürgersteig ging, um eine unübersichtliche 
Stelle im Sinne des § 315 c I S tGB handelte, an der der 
Angeklagte zu schnell gefahren ist. 

[18] Denn jedenfalls ist nicht feststellbar, dass es zu einer 
konkreten Gefährdung von Leib oder Leben eines anderen 
Menschen oder fremder Sachen von bedeutendem Wert ge
kommen ist. Beim Vorbeifahren des Angeklagten an der 
Passantin war diese bereits auf der rechten Seite des rechts
führenden Bürgersteiges, auf dem sie links neben sich ihren 
Hund führte. Die vom Angeklagten gefahrene Geschwindig
keit ließ sich zwar nicht exakt ermitteln, sie wa r jedoch 
allenfalls so hoch, dass es ihm jedenfalls noch möglich w a r , 
ohne besondere Auffälligkeiten wie Wegrutschen oder 
„quietschende" Reifen nach Vorbeifahren an der Passantin 
rechts abzubiegen, die ihrerseits aufgrund des von ihr wahr
genommenen Herannahen des P k w nicht gleichsam flucht
artig die Fahrbahn geräumt hatte. Vielmehr sah sie sich 
durch das lautere Motorengeräusch bei Annäherung des 
Pkw motiviert, etwas zügiger den Bürgersteig aufzusuchen, 
so dass der Angeklagte mit seinem P k w in einem Abstand 
von mindestens 50 cm zur Bordsteinkannte an der sich be
reits auf dem Bürgersteig befindlichen Passantin vorbeifuhr. 
Insgesamt lässt sich damit nicht feststellen, dass ein „Bei-
nahe-Unfall" vorlag, also eine Situation, in der es rückbli
ckend „gerade noch einmal gut gegangen" war und in der es 
nur vom Zufa l l abhing, ob das Rechtsgut verletzt wurde 

oder nicht (zu diesem Erfordernis vergleiche statt aller F i 
scher, S t G B , 68. A u f l . , § 315c R n . 15 a) . 

Anmerkung von Prof. Dr. Dieter Müller:* 

Die Entscheidung des L G Osnabrück ist in vielerlei Hinsicht 
interessant. 

Dabei ist zunächst seit der Entscheidung des B G H vom 17.2. 
2 0 2 1 ' für die Auslegung des objektiven Tatbestands nun
mehr letztinstanzlich die Streitfrage geklärt, dass sich auch 
die zahlreichen Polizeifluchtfälle potenziell dazu eignen, ge
genüber den flüchtenden Fahrern das Delikt des § 315 d I 
N r . 3 S tGB zu ermitteln. Dass ein flüchtender Fahrer das 
Delikt des § 315 d I N r . 3 S tGB überhaupt verwirklichen 
kann, w i r d indessen bereits seit dem Inkrafttreten der neuen 
Vorschrift im Herbst 2017 in der Kommentarliteratur ver
treten.^ Zudem vertritt das O L G Stuttgart seit 2019 die 
Auffassung, dass der Wil le des Täters, vor einem ihn ver
folgenden Polizeifahrzeug zu fliehen, die Absicht nicht aus
schließt, eine höchstmögliche Geschwindigkeit zu erzielen,-' 
worauf sowohl der B G H , als auch das L G Osnabrück hin
weisen. 

Der Unterschied beider Judikate liegt allerdings darin, dass 
der B G H in einem Fa l l einer „Polizeiflucht"'' die Tatalterna
tive des § 315 d I N r . 3 S tGB als gegeben ansieht, während 
das L G Osnabrück die Tatalternative des § 315 d I N r . 2 
S tGB vorzieht. 

Dabei ist der Ansicht des Landgerichts der Vorzug zu geben, 
und zwar aus Gründen einer mehr an der Realität von Ver
folgungsfahrten ausgerichteten Argumentation. 

Das L G Osnabrück schließt sich zu Recht der grundlegenden 
Einstufung des O L G Stuttgart an, eine Polizeiflucht sei als 
ein „Wettbewerb oder Leistungsprüfung"^ einzustufen. 

Unbeachtet lässt der B G H nämlich die sich nahezu aufdrän
gende und sowohl vom O L G Stuttgart als auch vom L G 
Osnabrück erkannte und in den Vordergrund gestellte Argu
mentation, dass der Gesetzeszweck, das Verhindern von ver
botenen Kraftfahrzeugrennen oder des Nachstellens einer 
solchen Rennsituation, im Rahmen der Beurteilung einer 
Polizeiflucht sachlich näher liegt als so mancher andere 
Strafrichter glaubt, der selbst noch nie eine Verfolgungsfahrt 
live miterlebt hat. Denn schließlich begibt sich der flüchtende 
Fahrer nach dem Missachten eines für ihn deutlich sicht
baren polizeilichen Haltsignals' ' regelmäßig in eine einem 
Rennen ähnliche Verfolgungssituation, die davon geprägt ist, 
dass er dem ihn verfolgenden Polizeifahrzeug entkommen 
möchte. Eine Teilnahme an einem solchen Rennen erfordere 
auch keine „vorherige Absprache oder Organisation oder 

* Der Verfasser lehrt Verkehrsrecht an der Sächsischen Hochschule der 
Polizei in Rothenburg/Oberlausitz. E r war vor seinem Studium als 
Polizeibeamter in Niedersachsen tätig und absolvierte dabei auch Ver
folgungsfahrten. 

1 B G H , Beschl, v. 17.2.2021 - 4 StR 225/20, BeckRS 2 0 2 1 , 4585 = N Z V 
2021 , 318 m. A n m . Krenberger; dazu auch Obermann, N Z V 2 0 2 1 , 
344, in diesem Heft. 

2 Müller, in: Lütkes/Bachmeier/Müller/Rebler (Hrsg.), Straßenverkehr -
Großkommentar zum Straßenverkehrsrecht, § 315 d StGB, R n . 20. 

3 Beschl. v. 4.7.2019 - 4 Rv 28 Ss 103/19, N J W 2019, 2 7 8 7 m . A n m . 
Zopfs . 

4 Nähere Erläuterungen zu diesem Begriff siehe König, in: Hentschel/ 
König/Dauer, Straßenverkehrsrecht, 46. Aufl . 2 0 2 1 , § 3 1 5 b StGB 
R n . 17 ff. 

5 O L G Stuttgart, a. a. O . (En. 3), R n . 12. 
6 Im Gegensatz zur Verfolgung durch ein ziviles, nach außen hin nicht als 

ein Polizeifahrzeug erkennbares Einsatzfahrzeug wie im Fall des O L G 
Köln, Beschl. v. 5.5.2020 - U M R V s 45/20, N S t Z - R R 2020, 224, bei 
dem dann nur die Tatalternative des § 315 d I Nr . 3 StGB greifen kann. 
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eine bestimmte gefahrene Strecke"^, sondern erfülle vielmehr 
die Forderung des Gesetzgebers, einer „Tätigkeit derjenigen 
Kraftfahrzeugführenden, die untereinander den Geschwin
digkeitswettbewerb austragen"^. 

D a es sich bei Polizeibeamten im Gegensatz zu flüchtenden 
Fahrern allerdings um trainierte Einsatzfahrer handelt, die 
im Rahmen ihrer Aus- und Fortbildung bereits das eine oder 
andere polizeiliche Fahrsicherheitstraining absolviert und die 
polizeitypische Einsatzsituation von Verfolgungsfahrten 
gem. § 38 I StVO** eingeübt haben, gehen flüchtende Fahrer 
nahezu automatisch bis an die Grenzen ihres fahrerischen 
Könnens, um ihre professionellen Verfolger abzuschütteln. 
Dass viele flüchtende Fahrer dann in dem aus ihrer Sicht 
illegalen Wettbewerb'" doch zum Abschluss der Verfol 
gungsfahrt - zumeist geschwindigkeitsinduziert - einen Ver
kehrsunfall verursachen, weil ihr fahrerisches Können unter 
Stress eben doch äußerst begrenzt ist, beweist sogar regel
mäßig, dass sie sogar über die Grenzen ihres fahrerischen 
Könnens hinausgegangen sind. Flüchtende Fahrer sind dieser 
Verfolgungs- bzw. Fluchtsituation fahrerisch oft genau des
halb nicht gewachsen, weil sie, was den Grund ihrer Flucht
fahrt ausmacht, entweder alkoholisiert und ohnehin nicht 
mehr fahrtüchtig sind oder gar nicht (mehr) über eine gültige 
Fahrerlaubnis verfügen oder mit einem nicht haftpflichtver
sicherten Kraftfahrzeug unterwegs sind. Sie fahren dennoch 
während ihrer Fluchtfahrt stets an den Grenzen ihrer fahreri
schen Fähigkeiten und reizen die technischen Möglichkeiten 
ihres Kraftfahrzeugs aus, um ihr Zie l einer erfolgreichen 
Flucht zu v e r w i r k l i c h e n . " Wenn sie diese fahrerische A b 
sicht nicht verfolgen würden, könnten sie gleich die Flucht
fahrt abbrechen und anhalten. 

Das L G Osnabrück geht mit dieser Begründung der dem 
Gesetz in § 3 1 5 d I N r . 3 S tGB innewohnenden dogmati
schen Problematik einer notwendigen überschießenden In 
nentendenz aus dem Weg, dass nämlich der Täter in dieser 
„Einzelraser-Problematik" handeln muss, „um eine höchst
mögliche Geschwindigkeit zu erreichen". ' -

Voraussetzung dafür ist, was nunmehr vom BGFF gefordert 
w i r d , dass dem Fahrer im subjektiven Tatbestand die A b 
sicht nachgewiesen werden kann, für seine Fluchtfahrt „über 
eine nicht ganz unerhebliche Wegstrecke die höchstmögliche 
Geschwindigkeit"'- ' erreichen zu wollen. Allerdings lässt es 
der B G H bei dieser Auslegungsfrage zu Recht nicht z u , aus 
einer objektiv nach außen hin sichtbaren Fluchtmotivation 
des Täters auf dessen im subjektiven Tatbestand notwendi
gerweise zu prüfende Absicht zu schließen, „die gefahrene 
Geschwindigkeit bis zur Grenze der situativ möglichen 
Höchstgeschwindigkeit zu steigern". Die Absicht des Täters, 
nach seinen Vorstellungen auf einer nicht ganz unerhebli
chen Wegstrecke die nach den situativen Gegebenheiten ma

x i m a l mögliche Geschwindigkeit zu erreichen, muss aller
dings auch nicht Endziel oder der Hauptbeweggrund des 
Handelns sein. E s reicht nach Ansicht des B G H vielmehr aus, 
dass der Täter das Erreichen der situativen Grenzgeschwin
digkeit als aus seiner Sicht notwendiges Zwischenziel an
strebt, um ein weiteres Handlungsziel zu erreichen.''* Der 
B G H lässt jedoch seine Einschränkung der Flucht über eine 
„nicht ganz unerhebliche Wegstrecke" Undefiniert, sodass 
weitere divergierende Auslegungen auch in Zukunf t zu er
warten sind. Nicht ganz unerheblich dürfte eine Wegstrecke 
jedoch - insoweit in Anlehnung an die Auslegung zum Merk
mal der Gewalt bei der Nötigung im Straßenverkehr gem. 
§ 240 S tGB - dann sein, wenn eine Verfolgungsfahrt über 
eine gewisse zeitliche Dauer stattfindet,'-'' die wenige Sekun
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